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Die gängigen Rankings von Universitäten, 
welche in regelmässigen Abständen in den 
Medien herumgeboten und zitiert werden, 
haben den einen Punkt gemeinsam: Sie bauen 
primär auf den Resultaten von Forschungs­
aktivitäten auf. Das mag ein sinnvoller Aus­
schnitt aus dem Aufgabenspektrum von 
Universitäten sein, und jene Schweizer Uni­
versitäten, die mit erfreulicher Regelmässig­
keit Spitzenplätze belegen, haben allen Grund 
dazu, sich über ihre Erfolge zu freuen. Aber  
es ist letztlich nur ein Ausschnitt. Was im 
Moment fehlt, sind gute Konzepte, wie sich 
Universitäten profilieren können mit einem 
Begriff von «Exzellenz», der über das Gebiet 

der Grundlagenforschung hinausgeht. Noch 
wird keine Universität international dafür ge­
würdigt, wenn sie sich zum Beispiel beson­
ders um ihre regionale Verankerung verdient 
macht. Noch fliesst in kein Ranking ein, wenn 
Studierende besonders früh in die Forschung 
mit einbezogen werden. Und noch haben be­
sonders innovative Ansätze in der Lehre keine 
Auswirkung auf die wichtigsten Universitäts­
ranglisten.

In der Forschung vorne mit dabei

In diesem Umfeld steht die schweizerische 
Hochschullandschaft jetzt auf dem Prüf­
stand. Im Bereich der Forschung bietet die 
Schweiz weltweite Spitzenleistungen. Sowohl 
das Science, Technology and Innovation Score-
board der OECD von 2007 wie auch der 
Science, Technology and Competitiveness Key 
Figures Report der Europäischen Kommis­
sion von 2008/2009 zeigen, dass die Schweiz 
in der Zahl der wissenschaftlichen Publi­
kationen – gemessen an der Grösse der 
Bevölkerung – weltweit führend ist. Diese 
Spitzenposition bezeugt die hohe Qualität 
des Schweizer Forschungssystems, das haupt­
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Die Generierung, Verbreitung und Nutzung von neuem Wissen nimmt einen zentralen Stellenwert in der Wissensgesell-
schaft ein. An der Schnittstelle zwischen Forschung, Bildung und Innovation spielen Universitäten dabei eine entschei-
dende Rolle. Im Bild: Gletscherforschung auf dem Monte Rosa.� Bild: Keystone
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turen, die durch diese Zuständigkeiten ent­
stehen, müssen einerseits pragmatisch 
vereinfacht werden. Andererseits darf die 
Vereinfachung nicht dazu führen, dass die 
Bereitschaft, Hochschulen zu tragen und für 
deren Autonomie zu sorgen, zerstört wird. 
Föderalismus betont die regionale Zustän­
digkeit, unterstützt die Übernahme von Ver­
antwortung und Identifikation vor Ort und 
führt damit zur Forderung nach eigenstän­
diger Gestaltung sowohl der Trägerschaft als 
auch der Hochschulen. In der Wechselwir­
kung einer gewissen Nähe zwischen der Trä­
gerschaft der Hochschule und dem Wissen­
schaftsbetrieb kann die institutionelle 
Autonomie der Hochschule verantwortungs­
bewusst gelebt werden. 

Dem Föderalismus als Governance-Prin­
zip der Kleinheit stehen Internationalität, in­
ternationaler Wettbewerb, teure Infrastruk­
turen und die Forderung nach Economies of 
Scale gegenüber. Es war der Bundesstaat, der 
das nationale Polytechnikum mit seiner 
schon in der Gründerzeit vergleichsweise 
teuren Infrastruktur geschaffen hat, nicht die 
Gruppe der Universitätskantone. Der Grund 
dafür war wohl, dass nationale Aufgaben – 
wie Eisenbahn- und Strassenbau sowie wei­
tere technische Infrastrukturprojekte – diese 
Bereiche der nationalen Ebene zuwiesen. 
Hinzu kam, dass man die technikbegeisterte 
Jugend aus allen Landesteilen als Studierende 
dieser Schule im Blick hatte. 

Heute ist der Aspekt der internationalen 
Konkurrenz für die universitären Hochschu­
len – aber immer mehr auch für die FH – der 
bestimmende Faktor der Entwicklung. Glo­
bale Orientierung in der Disziplin, interna­
tionaler Austausch auf höchstem Niveau und 
Annahme der weltweiten Herausforderungen 
in allen Bereichen – von den technologischen 
und wirtschaftlichen Fächern bis zu den So­
zial-, Kultur- und Geisteswissenschaften – 
gehören zum Repertoire der modernen Wis­
senschaft.

Für die erfolgreiche Bewältigung solcher 
Herausforderungen ist es essenziell, einer­
seits über genügend Kontinuität zu verfügen 
und anderseits ausreichend flexibel reagieren 
zu können. Dies gilt sowohl für Universitäten 
als Institutionen wie auch für die Menschen, 
welche die Universitäten ausmachen. Dafür 
braucht die Institution viel Selbstständigkeit 
und die Trägerschaft viel Vertrauen in die 
Institution. Und last but not least braucht es 
die nötigen Ressourcen. 

Auf dem Grat zwischen Steuerung  
und Profilierung

Innerhalb der grossen hochschulpoli­
tischen Vorgaben, die mit den Leitungs- und 

sächlich von den ETH und den Universitäten 
getragen wird. Dass die grossen Hochschulen 
der Schweiz, die auf sehr publikationsinten­
sive Forschungsgebiete – wie Life Sciences 
oder Physik – spezialisiert sind, dadurch in 
solchen Statistiken tendenziell besser ab­
schneiden als solche, die stärker den «Huma­
nities» – d.h. Geistes- und Sozialwissen­
schaften – verpflichtet sind, ist ein Aspekt des 
bemerkenswerten Erfolgs, der diesen aber 
nicht schmälert. 

Es gilt also, den erreichten hohen Stand 
wissenschaftlichen Schaffens in der Schweiz 
– allfälligen Widrigkeiten wirtschaftlicher, 
politischer oder finanzieller Art zum Trotz – 
zu halten und die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass wir den Vergleich mit den kon­
kurrierenden Wissenschaftsnationen auch in 
Zukunft nicht zu scheuen brauchen. Die 
Schweiz muss sich bewähren im Wechselspiel 
zwischen internationaler Kooperation und 
Wettbewerb; da hat sie als die vielzitierte 
Willensnation auch einige Erfahrung. Nur 
über einen engen Austausch mit den weltweit 
führenden Personen und Institutionen kann 
sie ihr volles Potenzial entfalten. Und das Re­
sultat sieht gut aus. Sie ist international her­
vorragend vernetzt – auf der wissenschaft­
lichen Ebene jedenfalls besser als auf der 
politischen. Auch im europäischen Verbund 
sind Schweizer Forschende jederzeit aner­
kannte und willkommene Partner in den 
Forschungsprojekten der EU. Auch die Koo­
perationen mit den USA und Asien sind 
stark und tragen Früchte in Form von 
Publikationen oder Innovationen.

Verbindlichkeit zwischen Trägerschaft 
und Hochschule 

Ein wichtiger Aspekt zur Erhaltung und 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Universitäten ist deren Governance. Es gibt 
wohl kein Politikfeld, in dem die Widersprü­
che zwischen institutionellen und globalen 
Zielsetzungen so deutlich werden wie in der 
Wissenschafts- und Hochschulpolitik. Die 
Wissenschaft gehört zu den ersten Global 
Players und ist seit Beginn der Neuzeit inter­
national ausgerichtet. Die Universitäten als 
Institutionen sind hingegen über ihre öffent­
liche Trägerschaft stark mit der regionalen 
Politik verbunden. Regionale Verankerung 
und internationale Wirkung: Das war schon 
früh die Losung!

Wie bei unseren europäischen Nachbarn 
ist die Governance der Hochschulen stark 
vom Föderalismus geprägt. Der Bund trägt 
den ETH-Bereich; die Universitätskantone 
tragen ihre Universitäten und zahlreiche 
Kantone allein oder gemeinsam die Fach­
hochschulen (FH). Die komplexen Struk­
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mit den Universitätskliniken zum Dreisprung 
wird. Zahlreiche Entdeckungen, Erfindungen, 
Publikationen, Patente und Lizenzen der letz­
ten Jahre verdanken diesem Forschungs- und 
Wissenschaftspooling ihren Erfolg, so z.B. bei 
der Entwicklung von Bewegungsrobotern für 
die Paraplegiologie, bei den Forschungspro­
jekten im Bereich der Neurologie, bei der 
Proteinforschung oder bei den Anstren­
gungen, den BSE-Erregern auf die Spur zu 
kommen. Die enge Verzahnung der For­
schungsakteure im Bereich des Medical 
Engineering in Zürich hat – das zeigt die 
Bibliometrie deutlich – zu wissenschaftlicher 
Exzellenz geführt, die durch Verstetigung der 
Rahmenbedingungen, Optimierung der Pro­
zesse und Motivation der Beteiligten noch 
gesteigert werden kann.

Die enge Zusammenarbeit von ETH und 
Universität Zürich führt nicht selten zu Lea­
dership in der globalen Wissenschaftsge­
meinschaft. Als Beispiel sei hier die interna­
tionale Gletscherbeobachtung erwähnt. Diese 
wurde 1984 nach dem Vorbild des Schweizer 
Gletschermessnetzes gegründet. Heute ist der 
World Glacier Monitoring Service (WGMS) 
unter dem Patronat der Unesco, dem UN-
Umweltprogramm Unep, der Weltmeteoro­
logischen Organisation (WMO) sowie inter­
nationalen Wissenschaftsgesellschaften für 
die Sammlung und Publikation von standar­
disierten Gletscherdaten aus der ganzen Welt 
verantwortlich. Der WGMS mit Sitz am Geo­
grafischen Institut der Universität Zürich 
unterhält ein globales Kontaktnetz von loka­
len Forschern und nationalen Korrespon­
denten. Das Langzeit-Monitoring von Glet­
schern liefert wichtige Kennzahlen für die 
globalen Klimabeobachtungsprogramme. 

Es sind solche Beispiele von lokaler Zu­
sammenarbeit mit globaler Ausstrahlung, die 
uns darin bekräftigen, bei der Umsetzung des 
neuen Verfassungsartikels von 2006 das rich­
tige Steuerungsmass zu finden. Ein neues 
Gesetz muss den Trägerschaften genug poli­
tischen Handlungsspielraum geben, damit 
sie sich für «ihre» Hochschule(n) verant­
wortlich fühlen – finanziell und politisch. 
Und es muss den Hochschulen das Vertrauen 
geben, das sie für ihre Entwicklung im inter­
nationalen Wissenschaftsbetrieb brauchen 
und das ihre Forschenden und Lehrenden zu 
Kreativität und Bestleistungen anspornt.� 

Trägergremien vereinbart werden, muss es 
einer Universität freistehen, ihre Stärken zu 
pflegen, an ihren Schwächen zu arbeiten und 
ihre Ressourcen so einzusetzen, dass ihre 
Ziele erreicht werden. Die Bildungsverfas­
sung, die das Schweizer Volk im Frühling 
2006 mit grossem Mehr angenommen hat, 
sieht dazu eine Koordination in besonders 
kostenintensiven Bereichen vor. Es ist hoch­
schul- und finanzpolitisch sicher sinnvoll, 
dass sich nicht mehrere Institutionen parallel 
teure Infrastrukturen leisten, die dann doch 
nicht ausreichend ausgelastet werden. 

Für die Studierenden an den Schweizer 
Hochschulen ist es wichtig, eine Auswahl von 
Studienangeboten – auch innerhalb des glei­
chen Fachbereichs – zu haben. Mit ihren je 
eigenen Profilen entsprechen die Hochschu­
len diesen Anforderungen. Gleichzeitig er­
warten die Studierenden mehr Durchlässig­
keit sowohl zwischen den Hochschultypen 
als auch innerhalb der Studienbereiche. 
Durchlässigkeit hat aber einen Preis. Denn 
wäre ein Wechsel vom einen in das andere 
System ohne Mehraufwand möglich, müsste 
angenommen werden, dass die verschie­
denen institutionellen Profile nicht ausrei­
chend ausdifferenziert wären und dass tat­
sächlich so etwas wie der befürchtete 
«Einheitsbrei» vorherrschte. Damit wäre we­
der den Studierenden noch den Institutionen 
gedient. Um die Orientierung zu erleichtern, 
hat die Schweizerische Universitätskonferenz 
(SUK) im vergangenen Jahr die Bologna-
Richtlinien mit einem Absatz zur Durchläs­
sigkeit im Schweizer Hochschulsystem erwei­
tert. Er beruht auf den inhaltlichen 
Absprachen der Rektorenkonferenzen der 
universitären und der pädagogischen Hoch­
schulen sowie der FH – ein konkreter und 
pragmatischer hochschulpolitischer Fort­
schritt.

Wissenschaftsplattformen schaffen

In Zürich wird seit über 20 Jahren mit 
Blick auf die internationale Herausforderung 
eine pragmatische Zusammenarbeit gelebt: 
Die Universität Zürich und die ETH haben 
eine Rahmenvereinbarung, die enge Zusam­
menarbeit ermöglicht; zudem bestehen zahl­
reiche separate Abkommen zur gemeinsamen 
Erbringung wissenschaftlicher Leistungen. 
Die über 20 gemeinsamen Lehrstühle und die 
Kooperationen im Bereich wissenschaftlicher 
Geräte und Räume ermöglichen das Konzept 
einer Wissenschaftsplattform Zürich, die 
über die politischen und institutionellen 
Grenzen hinweg engste Zusammenarbeit er­
möglicht und fördert. Diese Konzeption fin­
det vor allem im Bereich der medizinischen 
Forschung Anwendung, wo der Pas de deux 


